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Der Beitrag analysiert den zunehmenden Horizontalföderalismus im politischen 
Mehrebenensystem der Schweiz und fragt nach den Gefahren und Chancen für die 
Weiterentwicklung der Schweizer Demokratie. Die Evaluierung erfolgt auf der Ba-
sis der komplexen Demokratietheorie von Fritz Scharpf, ergänzt um die konstitutiven 
Perspektiven einer reflexiven Demokratietheorie. Insgesamt wird deutlich, dass der 
Horizontalföderalismus vor allem aus einer liberalen Position innerhalb einer Out-
put-orientierten Demokratietheorie als problematisch angesehen werden muss, da die 
kantonale Exekutive gegenüber der Legislative gestärkt wird. Der Aufsatz betont aber 
die Chancen für die schweizerische Demokratie, da der Horizontalföderalismus gros-
se Ähnlichkeiten mit den Entscheidungsfindungsprozessen auf internationaler Ebene 
besitzt. Er liefert damit der Schweiz ein Übungsfeld, um ihr traditionell sehr introver-
tiertes Verständnis von demokratischer Selbstbestimmung zu überwinden und anzuer-
kennen, dass in einer interdependenten und mobilen Welt die “Einbeziehung des (ex-
ternen) Anderen” ein Bestandteil einer legitimen demokratischen Ordnung darstellt.

Keywords: Multi-level Governance • Federalism • Complex Theory of Democracy • 
Reflexive Democracy • Inclusion of the Other

Einleitung und Überblick�

“Wir werden auch diesen undemokratischen Pakt nicht dulden” – so die 
Drohung des SVP-Politikers Lieni Füglistaller angesichts von Überle-
gungen der Konferenz der kantonalen Sozialdirektoren (SODK), auch im 
Bereich der Kleinkinderbetreuung mit einem interkantonalen Konkordat 

�	 Der Beitrag stellt eine überarbeitete Fassung des Vortrages dar, den der Autor an den “1. 
Aarauer Demokratietagen” am 3. April 2009 zur Eröffnung des Zentrums für Demokratie 
Aarau (ZDA) gehalten hat. Die vollständige Dokumentation der “1. Aarauer Demokra-
tietage” findet sich in Auer (2010). Für hilfreiche Kommentare bedanke ich mich bei den 
Gutachtern der SPSR.
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den Ausbau von Tagesbetreuungseinrichtungen voranzutreiben (Tages-
Anzeiger 20.03.2009: 2). Auch wenn die Opposition der SVP in diesem 
Fall – genauso wie bei HarmoS – primär darauf zurückzuführen ist, dass 
sich die SVP dagegen wehrt, die Betreuung und Erziehung von Kindern 
von der Familie auf öffentliche Einrichtungen zu verlagern, so ist doch 
bemerkenswert, dass zur Mobilisierung des Widerstands gegen diese Re-
formbemühungen in einem Policy-Feld die institutionelle Form, in der die-
se Reformen vorangetrieben werden, ins Zentrum der Kritik gerückt wird, 
und die Konkordate als undemokratische Pakte gebrandmarkt werden. 

Sind Konkordate als wichtigste Ausprägungen eines fortschreitenden 
“Horizontalföderalismus” undemokratisch? Im Folgenden möchte ich die-
ser Frage nachgehen, indem ich zuerst darauf verweise, dass der “Horizon-
talföderalismus”, der in der Schweiz erst in jüngerer Zeit zu einem intensiv 
diskutierten Phänomen geworden ist, im föderalen System der Bundesre-
publik Deutschland und im Mehrebenensystem der Europäischen Union 
bereits seit längerem als wichtiges Element dieser politischen Systeme 
etabliert ist und unter demokratietheoretischen Gesichtspunkten bereits 
eingehend untersucht wurde. Für eine grundsätzliche Betrachtung der de-
mokratischen Legitimität von Politik, die zu einem erheblichen Teil in der 
Form von horizontalen intergouvernementalen Verhandlungen innerhalb 
eines Mehrebenensystems stattfindet, kann deshalb auf diese Diskussionen 
zurückgegriffen werden. Dies bedeutet, dass die demokratietheoretische 
Bewertung nicht mit Hilfe eines naheliegenden Massstabes – der Födera-
lismustheorie – erfolgt, sondern auf einer breiteren und theoretisch grund-
legenderen Basis. Die zentralen Argumentationslinien verschiedenster Fö-
deralismustheorien werden im folgenden Bewertungsraster aber durchaus 
berücksichtigt.�

�	 Es können mindestens vier demokratietheoretische Argumentationslinien im Kontext 
der Föderalismustheorie unterschieden werden (vgl. Blatter 2007a: 64/65 und 79/80): 1. 
Föderale Regierungssysteme mit hoher Autonomie der dezentralen Einheiten sichern die 
demokratische Selbstbestimmung von lokalen oder regionalen Gemeinschaften – diese Ar-
gumentation wird im folgenden Text im Rahmen der kommunitaristischen Position berück-
sichtigt. 2. Föderale Regierungssysteme ermöglichen den Individuen eine Auswahl durch 
die Bereitstellung von unterschiedlichen öffentlichen Leistungen und Kosten sowie das 
Sortieren nach ähnlichen Präferenzen – dieses Argument wird als liberale Position im Rah-
men der Input-Perspektive aufgegriffen. 3. Föderalismus stellt ein Element des institutio-
nellen checks and balances im politischen System dar und sichert dadurch die individuelle 
Freiheit gegenüber den Eingriffen des Staates bzw. der Gemeinschaft – darauf wird im 
Rahmen der liberalen Output-Perspektive ausführlich eingegangen. 4. Im finanzwissen-
schaftlichen Strang der Föderalismustheorie wird argumentiert, dass in Föderalstaaten die 
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Von zentraler Bedeutung für eine niveauvolle Diskussion der Frage-
stellung ist die Erkenntnis, dass es keineswegs klar und eindeutig ist, was 
mit den Begriffen “(un)demokratisch” bzw. “demokratische Legitimität” 
eigentlich gemeint ist. Gerade in einer Zeit, in der die Demokratie fast 
überall in der Welt als einzig legitime Herrschaftsform anerkannt wird, 
zeigt sich immer klarer, dass es deutlich unterschiedliche Vorstellungen 
darüber gibt, welche Voraussetzungen gegeben sein müssen, damit man 
ein politisches System als demokratisch bezeichnen kann. Bevor wir in 
systematischer Weise Antworten auf die eigentliche Fragestellung formu-
lieren können, müssen deswegen kurz einige zentrale Überlegungen zum 
zugrunde gelegten Verständnis von Demokratie skizziert werden. Dazu 
wird auf Ausführungen von Fritz Scharpf (1970, 1999) zurückgegriffen, 
der nicht nur zentrale Beiträge zur Frage der Legitimation von Politik in 
Mehrebenensystemen geliefert, sondern auch die grundlegenden Dimensi-
onen einer komplexen Demokratietheorie skizziert hat. Scharpfs Elemente 
einer komplexen Demokratietheorie werden ergänzt durch eigene Überle-
gungen zu einer reflexiven Demokratie, um so zu einer vollständigen Liste 
von Kriterien zu kommen, mit deren Hilfe wir dann die demokratische 
Legitimität des Horizontalföderalismus beurteilen können.

Insgesamt wird aus der systematischen Evaluierung deutlich werden, 
dass der Horizontalföderalismus in erste Linie aus einer liberalen Position 
innerhalb der Output-orientierten Demokratietheorie kritisch zu beurteilen 
ist, da es durch die intergouvernementalen Vereinbarungen zu einer Macht-
verschiebung innerhalb der Kantone zu Lasten der Parlamente kommt und 
damit das kontrollierende Gegengewicht zur ohnehin schon dominierenden 
Exekutiven geschwächt wird. Im schweizerischen System mit den stark 
ausgebauten direktdemokratischen Instrumenten ist dies allerdings aus ei-
ner demokratietheoretischen Input-Perspektive weniger problematisch als 
in anderen Mehrebenensystemen, da den Bürgerinnen und Bürgern in je-
dem einzelnen Kanton noch eine Veto-Option zur Verfügung steht. Aus der 
Perspektive einer reflexiven Demokratie verkörpert der Horizontalfödera-
lismus die Persistenz und eher zunehmende Bedeutung von kleinräumigen 
Identitäten, welche in einem unauflöslichen Spannungsverhältnis zu den 
funktionalen Anforderungen einer mobilen Gesellschaft stehen. Für die 
Schweiz sind der Horizontalföderalismus und die sich daran entzündenden 

“fiskalische Äquivalenz” zwischen denjenigen, die von öffentlichen Gütern (positiv und 
negativ) betroffen sind und denjenigen, die über deren Bereitstellung entscheiden, besser 
erreicht werden kann als in Zentralstaaten. Diese Argumentation wird im Rahmen der funk-
tionalistischen Output-Perspektive berücksichtigt. 
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demokratietheoretischen Diskussionen auch eine grosse Chance, denn sie 
könnten dazu genutzt werden, das zentrale Demokratiedefizit der Schweiz 
– die im internationalen Vergleich besonders ausgeprägte und durch den 
auf Autonomie ausgerichteten Föderalismus und die direkte Demokratie 
beförderte “Exklusion der Anderen” – wahrzunehmen. Dies wiederum 
könnte zu einem neuen – bzw. erweiterten – Verständnis von Demokratie 
führen, welches einer mobilen Gesellschaft und einem interdependenten 
Staatensystem angemessener ist als das tradierte introvertierte und limi-
tierte Verständnis. 

Empirischer Ausgangspunkt: Horizontalföderalismus in politischen 
Mehrebenensystemen

Der Horizontalföderalismus ist in der Schweiz zwar keineswegs ein neues 
Phänomen, aber wie vor allem die Analysen von Daniel Bochsler (2010) 
zeigen, wuchs die Zahl der interkantonalen Vereinbarungen und Konkor-
date in den letzten Jahren besonders stark. Damit breitet sich eine Form der 
politischen Entscheidungsfindung und Regulierung aus, die den etablierten 
Vorstellungen zur Natur des schweizerischen Föderalismus widerspricht. 
Der schweizerische Föderalismus ist im internationalen Vergleich durch 
eine relativ starke Dezentralisierung, vor allem aber durch eine eher ge-
ringe Politikverflechtung in vertikaler Hinsicht gekennzeichnet (Bolleyer 
2006: 9 mit Bezug zu Watts 1999). Im Vergleich zum U.S.-amerikanischen 
Föderalismus konnte die eidgenössische Bundesregierung nie eine starke 
Dominanz erreichen. Die Kantone und Gemeinden besitzen noch sehr 
weitgehende politische Gestaltungsmöglichkeiten und sind nicht primär 
Umsetzungsinstanzen für Regulierungen und politische Programme, die 
auf gesamtstaatlicher Ebene beschlossen werden (wie dies z.B. in der Bun-
desrepublik Deutschland der Fall ist). 

Mit dem exekutivlastigen Horizontalföderalismus macht sich nun auch 
in der Schweiz eine Form des Regierens breit, die in anderen politischen 
Systemen, wie z.B. der Bundesrepublik Deutschland seit längerem stark 
ausgeprägt ist. Eine noch grössere Bedeutung besitzt der horizontale Inter-
gouvernementalismus in der Europäischen Union, wo diese Form des Re-
gierens nach wie vor die dominierende Governance-Form darstellt, da die 
Regierungen und Verwaltungen der Mitgliedsländer im Europäischen Rat, 
den Ministerräten und in der sogenannten comitologie die zentralen Rollen 
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spielen und Entscheidungen immer noch primär über Verhandlungen und 
Diskussionen herbeigeführt werden (Moravcsik 1998). 

In der Schweiz ist der horizontale Intergouvernementalismus zwar noch 
lange nicht so ausgeprägt wie in diesen Nachbarsystemen. Als Governance-
Form breitet er sich aber auch hier aus und tritt zu den etablierten Formen 
der politischen Entscheidungsfindung hinzu. Der Horizontalföderalimsus 
entwickelt sich damit z.T. zu einer Alternative, welche mit etablierten Go-
vernance-Formen in einem zunehmend komplexeren Mehrebenensystem 
rivalisiert. 

Die erste und nach wie vor sehr wichtige Form des politischen Regie-
rens in der Schweiz stellt die autonome Entscheidungsfindung auf kan-
tonaler Ebene dar. Aus einer umfassenden und theoretisch aufgeklärten 
Governance-Perspektive ist diese Struktur der Entscheidungsfindung auch 
als eine Form der gesamtstaatlichen Koordination zu verstehen, die auf 
gegenseitiger Beobachtung und Anpassung sowie auf dem Wettbewerb um 
mobile Produktions- und Konsumfaktoren basiert (Blatter 2007a: 109–11). 
Die zweite, im 20. Jahrhundert lange Zeit stetig zunehmende Form von Go-
vernance stellt die Entscheidungsfindung auf der nationalstaatlichen Ebene 
dar. Sie geht einher mit deutlich anderen Koordinierungs- und Entschei-
dungsmechanismen. Statt des Standortwettbewerbs steht nun der Parteien-
wettbewerb im Zentrum, und vor allem können nun im gesamtstaatlichen 
Parlament und durch Abstimmungen auf eidgenössischer Ebene Entschei-
dungen durch Mehrheiten gefällt werden. Die Entscheidungsfindung auf 
zentraler Ebene ermöglicht ganz andere politische Ergebnisse als die Ko-
ordination durch dezentrale Beobachtung und Konkurrenz (Benz, Scharpf 
und Zintl 1992). Allerdings ist bereits hier darauf hinzuweisen, dass im 
schweizerischen politischen System, das u.a. durch ein gleichgewichtiges 
Zweikammernparlament, Konkordanz, umfangreiche Konsultationsver-
fahren und durch eine Konsenskultur geprägt ist, einfache Mehrheitsent-
scheidungen mit ihren Vor- und Nachteilen nie eine dominierende Rolle 
gespielt haben (Vatter 2008).

Zu diesen beiden etablierten Formen der politischen Entscheidungsfin-
dung und Regulierung tritt mit dem Horizontalföderalismus nun eine dritte 
Form hinzu. Der Horizontalföderalismus ist dadurch gekennzeichnet, dass 
die Kantone ihre Politik nicht mehr durch gegenseitige Beobachtung und 
Wettbewerb koordinieren, sondern durch Verhandlungen und Diskussionen 
zwischen den Regierungen und Verwaltungen. Die horizontale Politikko-
ordination zwischen den Kantonen unterscheidet sich von der politischen 
Steuerung auf der Bundesebene vor allem dadurch, dass keine Mehrheits-
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entscheidungen getroffen werden können; formale Vereinbarungen (Kon-
kordate) bedürfen der Zustimmung aller Beteiligten.� Insgesamt zielt der 
Horizontalföderalismus darauf ab, eine Harmonisierung der Politik in der 
Schweiz zu erreichen, ohne dass dies mit einer Zentralisierung durch eine 
Kompetenzverlagerung auf die Eidgenossenschaft einhergeht. Dies führt 
zur widersprüchlichen Situation, dass die Autonomie der Kantone zwar 
formal nicht beschnitten wird; faktisch wird das autonome Handeln aller-
dings sehr wohl eingeschränkt.

Entscheidend für eine Bewertung der gegenwärtigen Entwicklung ist, 
dass man die Rolle des Horizontalföderalismus innerhalb des Gesamtsy-
stems betrachtet. Eine Evaluation muss einerseits die Vor- und Nachteile 
des Horizontalföderalismus im Vergleich zu den alternativen Optionen 
– idealtypisch: dezentrale Entscheidungsautonomie und Standortwettbe-
werb sowie zentraler Parteienwettbewerb und Mehrheitsentscheidungen 
– bewerten. Sie muss aber vor allem die Veränderungen im Gesamtsystem 
betrachten, wenn der Horizontalföderalismus als dritte Möglichkeit zu 
den beiden anderen Governance-Formen hinzutritt. Die Interdependenzen 
zwischen den verschiedenen Governance-Formen können positiver oder 
negativer Natur sein, d.h. sie können sich gegenseitig in sinnvoller Weise 
ergänzen oder sich gegenseitig in ihrer Funktionsfähigkeit behindern.

Theoretische Grundlagen: Legitimität und komplexe Demokratie-
theorie

Bevor wir ein differenziertes Verständnis von Demokratie entwickeln, 
ist es von zentraler Bedeutung darauf hinzuweisen, dass den folgenden 
Ausführungen ein normatives Verständnis von Legitimität zugrunde liegt. 
Das heisst, es wird die Anerkennungswürdigkeit politischer Governance-
Formen auf der Basis grundlegender demokratietheoretischer Ansätze 
und deren Prinzipien geprüft. Im Gegensatz dazu gibt es auch ein empi-
risches Verständnis von Legitimität, in dem die tatsächliche Anerkennung 
und Akzeptanz politischer Governance-Formen bzw. Regierungssysteme 
durch die Bevölkerung im Vordergrund steht (Blatter 2007b).

�	 Bei informelleren Vereinbarungen (z.B. Empfehlungen) wird in einigen Institutionen des 
Horizontalföderalismus (wie z.B. den sektoralen Direktorenkonferenzen) auch die Mehr-
heitsregel angewendet (Bolleyer 2006: 12). Im Folgenden wird aber immer davon ausge-
gangen, dass der Horizontalföderalismus mit dem Prinzip der Einstimmigkeit verbunden 
ist, da es in diesem Beitrag um eine idealtypische Argumentation geht.
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Fritz Scharpf hat bereits 1970 eine komplexe Demokratietheorie skiz-
ziert, die dadurch gekennzeichnet ist, dass sie nicht nur mehrere Dimensi-
onen demokratischer Selbstbestimmung berücksichtigt, sondern deutlich 
macht, dass es in jeder der damit verbundenen Perspektiven unterschied-
liche normative Positionen gibt (Scharpf 1970). Grundlegend für eine 
komplexe Demokratietheorie ist die Unterscheidung zwischen input-ori-
entierten und output-orientierten Vorstellungen demokratischer Legitima-
tion. Diese systemtheoretische Differenzierung diente Scharpf vor allem 
dazu, die konzeptionellen und normativen Ausgangspunkte der verschie-
denen Demokratietheorien zu identifizieren. Von diesen Ausgangspunkten 
können dann Empfehlungen abgeleitet werden, wie das politische System 
zu gestalten ist, um die Demokratie zu verankern und zu gewährleisten. 

Theorien der output-orientierten Richtung normieren zunächst eine wünschbare 
Qualität politischer Leistungen und bestimmen dann von diesem Punkt her die 
weiteren Anforderungen an die Strukturen des politischen Systems. […] Input-ori-
entierte Demokratietheorien [suchen] das politische System […] von den in den 
politischen Prozess eingehenden Willensäusserungen und artikulierten Interessen 
her zu rationalisieren. Ihr Ausgangspunkt ist die Frage, wie das politische System 
eingerichtet sein muss, wenn Entscheidungen möglichst unverfälscht aus der glei-
chen Partizipation aller hervorgehen sollen (Scharpf 1970: 21, 25).

In den folgenden Abschnitten werden jeweils zwei normative Positionen 
innerhalb der input- und innerhalb der output-orientierten demokratiethe-
oretischen Perspektive kurz skizziert und als Kriterien für die Bewertung 
des zunehmenden Horizontalföderalismus innerhalb des schweizerischen 
Mehrebenensystems genutzt. Im Anschluss daran werden noch zwei wei-
tere Bewertungskriterien eingesetzt, die aus einer Theorie der reflexiven 
Demokratie abgeleitet werden, die explizit als Ergänzung zu Fritz Scharpfs 
komplexer Demokratietheorie entwickelt wurde. Bei der Theorie der refle-
xiven Demokratie rückt die Tatsache ins Zentrum, dass in jüngerer Zeit die 
konstitutiven Grundpfeiler der modernen Demokratie – u.a. die Grenzen 
des demos – wieder aus dem Schatten der “Natürlichkeit” heraustreten, 
in dem sie sich in der “klassischen Moderne” befanden, somit erneut als 
kontingent erscheinen und jegliche Festlegung umstritten und legitimati-
onsbedürftig ist (Blatter 2009a, b).
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Input-Legitimation I: Die liberal-aggregative Position

Eine liberal-aggregative Position innerhalb der input-orientierten Demo-
kratietheorie konzipiert demokratische Selbstbestimmung vom Standpunkt 
des autonomen Bürgers aus und misst die demokratische Qualität eines 
politischen Systems anhand von drei generellen Kriterien (vgl. z.B. Lauth 
2004 mit einer extensiven Diskussion der relevanten Literatur): individu-
elle Freiheit, formale Gleichheit und Kontrolle der Regierung. 

Wie ist das Erstarken des Horizontalföderalismus bezüglich dieser drei 
Kriterien zu bewerten? Hinsichtlich der individuellen Freiheit hängt das 
Urteil davon ab, ob man davon ausgeht, dass die Bürger unterschiedliche 
Präferenzen in Bezug auf die Güter besitzen, welche die Politik bereit-
stellt. Die ökonomische Finanzwissenschaft und Föderalismustheorie im 
Anschluss an Tiebout und Oates geht von dieser Prämisse aus und bevor-
zugt dezentrale Systeme, in denen die Bürger “mit den Füssen abstimmen” 
können, indem sie in diejenigen Gemeinden oder Kantone ziehen, die das 
ihnen am attraktivsten erscheinende Bündel von Leistungen und Kosten 
anbietet. Falls divergierende Präferenzen tatsächlich das zentrale Motiv für 
interkommunale und interkantonale Mobilität darstellten, müsste die Poli-
tikvereinheitlichung, wie sie durch den Horizontalföderalismus angestrebt 
wird, als problematisch beurteilt werden, da diese die Wahloptionen der 
Individuen reduziert. Nun gibt es aber grosse Zweifel, ob man überhaupt 
von unterschiedlichen Wünschen in Bezug auf fundamentale öffentliche 
Güter wie Bildung ausgehen kann, und ob das Angebot der Gemeinden 
oder Kantone an öffentlichen Gütern ein zentrales Umzugsmotiv darstellt 
(kritisch: DeHoog, Lowery und Lyons 1990, eine umfassende Darstellung 
zum Stand der Forschung hierzu liefert Blatter 2007a: 208–40). Wenn die 
Bürgerinnen und Bürger aus anderen Motiven umziehen, dann ist die Har-
monisierung der Politik in Feldern wie der Bildungspolitik (durch den Ho-
rizontalföderalismus oder durch die Verlagerung der Kompetenzen auf die 
zentrale Ebene) nicht als Beschränkung, sondern als Förderung der Frei-
heit und als Steigerung des Nutzens des Einzelnen zu betrachten, da dann 
in diesen Lebensbereichen keine Anpassungskosten entstehen. 

Hinsichtlich des Kriteriums der formalen Gleichheit der Bürgerinnen 
und Bürger liegt der Massstab für die Bewertung des Horizontalföderalis-
mus eher beim Vergleich mit der alternativen Möglichkeit, Kompetenzen 
ins eidgenössische Parlament zu verlagern. Denn im Horizontalföderalis-
mus besitzen die einzelnen Bürgerinnen und Bürger formal nicht das glei-
che Gewicht. Stattdessen wird hier die formale Gleichheit der Kantone 
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gewährleistet (durch die Veto-Option jedes einzelnen Kantons). Während 
bei den Wahlen zum Nationalrat und bei eidgenössischen Abstimmungen 
die Stimme jeder Bürgerin (fast) gleich viel zählt�, ist dies beim Hori-
zontalföderalismus nicht der Fall, da hier die Stimme Zürichs gleichviel 
zählt wie die Stimme z.B. des Kantons Uri. Allerdings nimmt auch auf 
eidgenössischer Ebene die Beeinträchtigung der formalen Gleichheit der 
Individuen zugunsten jener der Stände durch die formal notwendige und 
faktisch relevante Ausweitung des Ständemehrs immer mehr zu (Vatter 
2008: 23–24). D.h. der Horizontalföderalismus stellt eine Verletzung der 
formalen Gleichheit der Schweizer Bürgerinnen und Bürger dar. Diese Be-
einträchtigung zugunsten der formalen Gleichheit der Stände ist aber ein in 
der Schweiz seit langem etabliertes und auch bei der jüngsten Verfassungs-
reform (1999) bestätigtes Prinzip.

Im Rahmen einer Input-Perspektive wird die Kontrolle der Regierung 
vor allem durch Wahlen und Abstimmungen sichergestellt (in der Termi-
nologie von Lauth entspricht das der “vertikalen accountability/Rechen-
schaftspflicht”). Der Horizontalföderalismus führt zu einer Verlagerung 
von politischer Macht von den Parlamenten zu den Exekutiven. Da in den 
schweizerischen Kantonen die Exekutiven genauso wie die Parlamentarier 
direkt vom Volk gewählt werden, kann diese Verlagerung aus der Perspek-
tive der vertikalen accountability nicht als signifikante Verschlechterung 
der Beaufsichtigung der Regierung durch das Volk betrachtet werden. An-
ders sieht es aus in Bezug auf die Kontrolle der Regierung im Rahmen des 
Konzepts der sogenannten “horizontalen accountability”, welche später im 
Kontext der liberalen Output-Perspektive behandelt wird.

Input-Legitimation II: Die konsoziativ-deliberative Position

Theorien der konsoziativen und der deliberativen Demokratie setzen deut-
lich andere Schwerpunkte in Bezug auf die notwendigen Bedingungen, die 
ein politisches System erfüllen muss, um als demokratisch legitim gelten 
zu können (vgl. z.B. Steiner et al. 2004 mit einem Überblick über die Li-
teratur sowohl zum Konsozialismus als auch zur deliberativen Demokra-
tietheorie). Erstens ist in diesen Ansätzen nicht so sehr die Freiheit der In-

�	 Der Föderalismus beeinträchtigt in der Schweiz die formale Gleichheit der Stimmen 
auch bei den Nationalratswahlen, da die Mandate nach Kantonen vergeben und deswegen 
die kleinen Parteien benachteiligt werden (Vatter 2008: 17).
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256	 Joachim Blatter

dividuen, sondern das Gemeinwohl der zentrale normative Referenzpunkt. 
Zweitens gilt statt der formalen Gleichheit der Individuen die breite Inklu-
sion von relevanten Aspekten (identitätsbasierte Gruppen, Informationen, 
Interessen und Ideologien/Werte) als grundlegende Voraussetzung für die 
Stärkung des Gemeinwohls. Drittens ist es weniger die Kontrolle der Re-
gierung durch Wahlen als die argumentative und verständigungsorientierte 
Kommunikation aller Beteiligten welche notwendig ist, um dieses Ziel zu 
erreichen.

Hinsichtlich der Qualitätskriterien für Demokratien, die sich aus der de-
liberativen Demokratietheorie ableiten lassen, ist die Tatsache von zentraler 
Bedeutung, dass die Zunahme des Horizontalföderalismus (im Vergleich 
zur Entscheidungsfindung im eidgenössischen oder in den kantonalen Par-
lamenten) eine Verlagerung in zweierlei Hinsicht bedeutet: Erstens spie-
len die nach Mehrheitsprinzip gewählten Exekutiv-Politiker eine grössere 
Rolle als die nach Verhältniswahlprinzip gewählten Parlamentarier, so dass 
der Inklusivitätsgrad der vertretenen Positionen sinkt. Zweitens werden die 
Entscheidungsprozesse weniger öffentlich.

Wie ist das aus der Perspektive der deliberativen Demokratietheorie zu 
bewerten? Bzw. wie wirkt sich das hinsichtlich der Qualität der politischen 
Deliberation aus, wenn die Qualität mit den folgenden drei Kriterien ge-
messen wird: “fact-regarding, other-regarding und future-regarding” (Offe 
und Preuss 1991)? Nicht zufällig wurden soeben zwei leicht unterschied-
liche Fragen formuliert, denn es zeigt sich ein bemerkenswertes Schisma 
in der Literatur zur deliberativen Demokratietheorie, vor allem in Bezug 
auf die Relevanz und Konsequenz der Öffentlichkeit von deliberativen 
Prozessen. Während fast alle Theoretiker davon ausgehen (z.B. Goodin 
1986), dass Öffentlichkeit eine ganz zentrale Bedingung darstellt, um die 
Qualität politischer Argumentation und Entscheidungsfindung zu gewähr-
leisten, wird dies von Querdenkern (z.B. Jon Elster), Praktikern (wie James 
Madison) und Empirikern in Frage gestellt (vgl. MacCoun 2006; Meade 
und Stasavage 2006; Steiner et al. 2004: 87–88). Öffentlichkeit scheint 
zwar das Niveau der Rechtfertigung einer vertretenen Position zu erhö-
hen und zu bewirken, dass diese Position stärker mit dem Gemeinwohl 
in Verbindung gebracht wird. Dafür sinkt aber der Respekt vor anderen 
Positionen, und Gegenargumente werden weniger stark aufgegriffen. In 
konsensorientierten Systemen kommen diese problematischen Wirkungen 
der Öffentlichkeit weniger stark zum Ausdruck als in wettbewerbsorien-
tierten Systemen (Steiner et al. 2004: 128–31). Die negativen Wirkungen 
der Öffentlichkeit werden besonders dann deutlich, wenn man davon aus-
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geht, dass Deliberation (arguing) in der Realität immer in Verbindung mit 
positionsbezogenen Verhandlungen (bargaining) stattfindet, weil Öffent-
lichkeit es den Akteuren deutlich schwieriger macht, eine einmal bezo-
gene Position wieder aufzugeben und so die Kompromissfindung massiv 
erschwert wird (Meade und Stasavage 2006). Öffentlichkeit reduziert auch 
die Wahrscheinlichkeit, dass Kritik an den Positionen einer starken Füh-
rungspersönlichkeit geübt wird (ebd.). Für die Bewertung des Horizon-
talföderalismus ist eine weitere empirische Erkenntnis sehr interessant. 
So erläutert MacCoun (2006: 115) – mit Verweis auf Tetlock (2002) –, 
dass Entscheidungsträger die Vor- und Nachteile von Policy-Alternativen 
weniger systematisch (explizit) reflektieren, wenn sie um die Präferenzen 
des Publikums wissen, als wenn ihnen diese nicht bekannt sind. Insbe-
sondere letzterer Aspekt ist deswegen relevant, weil wir die Zunahme des 
Horizontalföderalismus nicht isoliert, sondern im Kontext der gesamt-
haften Veränderung des politischen Systems bewerten sollten. Aus einer 
umfassenden Perspektive kann dann diese Zunahme des expertenlastigen 
Horizontalföderalimus als sinnvoller Ausgleich für Veränderungen in an-
deren Bereichen interpretiert werden. Durch den zunehmenden Einsatz 
von Meinungsumfragen verfügen Parteipolitiker über immer genauere 
Informationen bezüglich der in der Bevölkerung vertretenen Standpunkte 
zu bestimmten Themen und richten sich danach aus. Dies reduziert die 
reflexive Qualität ihrer politischen Äusserungen in öffentlichen Arenen. 
Ausserdem kann man davon ausgehen, dass sie die Interessen der Nicht-
wahlberechtigten weniger berücksichtigen und damit in Bezug auf die 
Kriterien “other-regarding” und “future-regarding” ein Qualitätsverlust zu 
verzeichnen ist. Die Verlagerung von politischen Diskursen in nicht-öf-
fentliche Arenen und auf Experten stellt dann ein sinnvolles Gegengewicht 
dazu dar. Ähnlich kann argumentiert werden, wenn wir berücksichtigen, 
dass die schweizerische Politik in den letzten Jahrzehnten in Bezug auf die 
politische Kultur stärker wettbewerbsorientiert und weniger konsensorien-
tiert geworden ist. Mit Christoph Blocher hat eine Führungspersönlichkeit 
den öffentlichen Diskurs in ungewöhnlicher Weise wenn nicht beherrscht, 
so doch massiv beeinflusst. Auch vor dem Hintergrund dieser Entwick-
lungen ist die Verlagerung in nicht-öffentliche Expertengremien, die mit 
dem Horizontalföderalismus einhergeht, als Korrektiv zu deuten, das dem 
Verlust von deliberativer Qualität entgegensteuert. 

Auch bezüglich des Inklusions-Kriteriums gibt es in der Literatur zur 
deliberativen und konsensorientierten Demokratie widersprüchliche Po-
sitionen. Zum einen wird argumentiert, dass Deliberation dazu beitragen 
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258	 Joachim Blatter

soll, nicht verallgemeinerbare Positionen im politischen Prozess heraus-
zufiltern, um zu einem vernünftigen Konsens zu kommen (Goodin 1986). 
Aus dieser Perspektive wäre die Machtverschiebung von den kantonalen 
Parlamenten zu den kantonalen Exekutiven positiv zu bewerten, weil das 
Wahlsystem und die Wählerinnen diesen Grundgedanken insofern bereits 
umsetzen, als in den Exekutiven radikalere Parteien und Personen deutlich 
weniger vertreten sind als in den Parlamenten (Vatter 2002). Damit ist es 
auch leichter, einen Konsens zu erzielen. Andere Vertreter der deliberativen 
Demokratietheorie betonen allerdings die wichtige Rolle von Stimmen aus 
der “politischen Peripherie” für die Qualität von politischen Diskussionen, 
weil damit die Gefahr des “group-think” reduziert wird (Dryzek und Nie-
meyer 2007). Aus dieser Perspektive ist die Machtverschiebung von der 
Legislative zur Exekutive in Bezug auf die zu erwartende Qualität der De-
liberation negativ zu beurteilen, da in der Legislative ein breiteres Spek-
trum politischer Positionen vertreten ist. Ähnlich wie bei der aggregativen 
Input-Perspektive lässt sich auch hier feststellen, dass die Verschiebungen 
im Spektrum deliberativer Qualitätskriterien, die sich mit dem Horizontal-
föderalismus ergeben, der etablierten politischen Kultur entsprechen. Im 
Vergleich zu Wettbewerbsdemokratien hat das schweizerische Konkor-
danzsystem schon immer Positionen der Mitte gegenüber Aussenseiter-
Positionen bevorteilt. Wenn diese institutionalisierte kulturelle Präferenz 
mit dem Erstarken der Flügelparteien Grüne und SVP etwas ins Wanken 
geraten ist, dann stellt der Horizontalföderalismus eine Gegenbewegung 
dar, der die schweizerische Vorliebe für ausgleichende Mittepositionen 
wieder stabilisiert.

Output-Legitimation I: Die konstitutionell-liberale Position

Im Gegensatz zur weit verbreiteten Meinung in der politikwissenschaft-
lichen Literatur gibt es auch innerhalb der output-orientierten Perspektiven 
sehr unterschiedliche Positionen (vgl. Scharpf 1970; Blatter 2009b). Aus 
einer liberalen Perspektive muss ein demokratisches System so ausgestaltet 
sein, dass der Staat zwar die Freiheit und das Eigentum des einzelnen Bür-
gers gegenüber den Ansprüchen anderer Bürger schützen kann, vor allem 
aber gilt es sicherzustellen, dass Freiheit und Eigentum der Bürger nicht 
durch den Staat selber gefährdet werden. Dies wird durch zwei institutio-
nelle Strategien sichergestellt: Erstens durch eine starke Verankerung der 
Rechtsstaatlichkeit und zweitens durch ein System der checks and balan-
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ces innerhalb des politisch-administrativen Systems (vgl. für die zentrale 
Bedeutung von checks and balances für die Legitimität der Europäischen 
Union: Moravcsik 2002).

Im von Liberalen geprägten institutionellen System der Schweiz liegt 
der Schwerpunkt bis heute auf der zweiten Strategie. So hat man bei der 
Justizreform im Jahre 2000 aus Angst vor einer Ablehnung durch das Volk 
auf die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit verzichtet. Allerdings 
werden seit den 1990er Jahren schweizerische Gesetze durch das Bundes-
gericht auf ihre Konformität mit der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion geprüft, so dass man von einer leichten Zunahme der rechtsstaatlichen 
Kontrolle sprechen kann (Vatter 2008: 29). Die Strategie der checks and 
balances wird durch die horizontale Gewaltenteilung und -verschränkung 
zwischen Exekutive, Legislative und Judikative sowie durch eine verti-
kale Gewaltenteilung und -verschränkung zwischen Bund und Kantonen 
(und Gemeinden) umgesetzt. Im Vergleich zu anderen westlichen Demo-
kratien wird dabei der Gewaltenteilung mehr Gewicht zugewiesen als der 
Gewaltenverschränkung, und das Kräfteverhältnis zwischen Regierung 
und Parlament gilt als relativ ausgeglichen. Die Rechte des Parlaments 
vor allem beim agenda-setting wurden in den letzten Jahren ausgebaut. 
Geringe personelle, finanzielle und infrastrukturelle Ressourcen lassen 
aber nur eine schwache effektive Kontrolle der Regierung zu (Vatter 2008: 
13–16). 

Der Horizontalföderalismus führt im Verhältnis von Exekutive zur Le-
gislative zu einer Stärkung der ersteren, da die Vorentscheidernetzwerke, 
in denen die Konkordate ausgehandelt werden, von Regierungsvertretern 
besetzt sind (Bolleyer 2006: 19). Damit wird der Zugewinn an Macht, den 
das schweizerische Parlament in den letzten Jahren erkämpfen konnte, 
durch den Horizontalföderalismus wieder zunichte gemacht, da dadurch 
viele Themen nicht auf die eidgenössische Ebene verlagert werden. Auf der 
kantonalen Ebene verlieren die Parlamente gegenüber den Regierungen an 
Einfluss. Die kantonalen Parlamente reagierten darauf mit der Einrichtung 
von parlamentarischen Kommissionen für intergouvernementale Bezie-
hungen. Versuche, die Parlamente über die kantonalen Grenzen hinweg zu 
vernetzen, um bei der Politikformulierung ein grösseres Wort mitreden zu 
können, haben sich dagegen als kaum umsetzbar erwiesen (Bolleyer 2006: 
20). 

Damit führt der Horizontalföderalismus in dem Verhältnis, in dem 
klassischerweise die horizontale Gewaltenteilung verortet wurde, zu ei-
ner Verschlechterung der Situation, da es zu einer Gewichtsverlagerung 
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260	 Joachim Blatter

von der Legislative zur Exekutive kommt. Dies erscheint aber nicht nur 
deswegen nicht so gravierend, weil – wie dargestellt – die Legislative und 
die Judikative in den letzten Jahren gestärkt wurden bzw. an Gewicht ge-
wonnen haben, sondern auch, weil das Prinzip der checks and balances 
auf horizontaler Ebene stärker im Verhältnis der Kantone zueinander ver-
wirklicht wird. Im Rahmen des Horizontalföderalismus werden die ������Macht-
ungleichgewichte����������������������������������������������������        zwischen den Kantonen im Vergleich zur dezentralen 
Koordination durch den Standortwettbewerb reduziert, da die ressourcen-
stärkeren Kantone ihre materielle Überlegenheit aufgrund der Etablierung 
von informellen und formalen Normen weniger stark ausspielen können. 
Nimmt man allerdings die potentielle Verlagerung von Regulierungen auf 
Bundesebene als Vergleichsmassstab, erscheint der Horizontalföderalis-
mus nur die zweitbeste Lösung, da die formale Gleichheit der Kantone 
im Ständerat den kleinen Kantonen noch mehr Gewicht zuweist als ihre 
Mitsprachemöglichkeit im Horizontalföderalismus.

Hinsichtlich der vertikalen Gewaltenteilung führt der Horizontalföde-
ralismus zu einer Machtverschiebung vom Bund zu den Kantonen, aber 
auch zu einer reduzierten Machtverschränkung. Würde z.B. über Bil-
dungsstandards auf der Bundesebene entschieden, dann wären die Interes-
sen der Kantonsbevölkerungen durch den Ständerat repräsentiert – beim 
Horizontalföderalismus gibt es dagegen keine institutionell verankerte Be-
rücksichtigung der eidgenössischen Gesamtbevölkerung durch den Bund 
(die neu eingeführte Möglichkeit des nationalen Parlaments, Konkordate, 
die von einer Zweitdrittelmehrheit der Kantone angenommen wurden, für 
alle Kantone verbindlich zu erklären, erscheint angesichts der Bedeutung, 
die der kantonalen Autonomie zugesprochen wird, als wenig realistische 
Drohung mit dem “Schatten der Hierarchie”). Die mit dem Horizontalfö-
deralismus verbundene Stärkung der kantonalen Ebene und die reduzierte 
Verschränkung zwischen den Ebenen entspricht aber wiederum der Tradi-
tion des schweizerischen Föderalismus und den politischen Zielen, wie sie 
z.B. in der Neugestaltung des Finanz- und Lastenausgleichs im Jahre 2004 
formuliert wurden (Vatter 2008: 22).

Output-Legitimation II: Die funktionalistisch-sozialdemokratische 
Position

Die bekanntere Position innerhalb der output-orientierten Perspektive 
stellt die funktionalistisch-sozialdemokratische Position dar, wie sie Fritz 

 16626370, 2010, 2, D
ow

nloaded from
 https://onlinelibrary.w

iley.com
/doi/10.1002/j.1662-6370.2010.tb00159.x by Z

entral- und H
ochschulbibliothek L

uzern, W
iley O

nline L
ibrary on [13/04/2026]. See the T

erm
s and C

onditions (https://onlinelibrary.w
iley.com

/term
s-and-conditions) on W

iley O
nline L

ibrary for rules of use; O
A

 articles are governed by the applicable C
reative C

om
m

ons L
icense



	 Horizontalföderalismus und Schweizer Demokratie	 261

Scharpf Ende der 1990er Jahre im Kontext der Europäischen Union formu-
liert hat. “[T]he������������������������������������������     output perspective emphasizes government for the people. 
Political choices are legitimate if and because they effectively promote the 
common welfare of the constituency in �����������������������������   question” (Scharpf 1999: 6). 

Government for the people derives legitimacy from its capacity to solve problems 
requiring collective solutions because they could not be solved through individual 
action, through market exchange or through voluntary cooperation in civil society 
(Scharpf 1999: 11).

Diese Position basiert auf der funktionalistischen Grundannahme, dass po-
litische Systeme dann demokratische Legitimität besitzen, wenn sie Pro-
bleme lösen und die Wohlfahrt der Bevölkerung steigern. Darüber hinaus 
wird angenommen, dass man die richtige Governance-Form aus der öko-
nomischen Wohlfahrtstheorie ableiten kann.

Wenn man gemäss der funktionalistischen Grundannahme davon aus-
geht, dass durch Internationalisierung/Globalisierung der Ökonomie, durch 
die zunehmende Mobilität der Bevölkerung und durch die Transformation 
von einer Industrie- in eine Informationsgesellschaft der Bedarf nach Re-
gulierung auf einer überörtlichen Ebene gestiegen ist, dann stellt sich die 
Frage, ob diese überörtliche Regulierung in der Schweiz besser durch die 
freiwillige Koordination zwischen den Kantonen in der Form des Horizon-
talföderalismus erfolgen sollte, oder durch die Verlagerung der Regulie-
rungskompetenzen auf die nationale Ebene, wo gemäss Mehrheitsregeln 
entschieden werden kann.

Diese Frage stellt sich nicht nur in der Schweiz. Fritz Scharpf hat dazu 
seit Jahrzehnten mit Bezug zum bundesdeutschen Föderalismus und zur 
Europäischen Union eine Vielzahl von theoretischen Überlegungen und 
empirischen Forschungen angestellt (Scharpf 1985, 1992, 1994, 1999, 
2006). Als Grundlage seiner Überlegungen dient ihm die ökonomische 
Wohlfahrtstheorie mit ihren zwei normativen Kriterien für die Bewertung 
von institutionell ermöglichten Ergebnissen von Transaktionsprozessen. 
Gemäss dem individualistischen Pareto-Kriterium sind Vorhaben norma-
tiv akzeptabel, wenn dadurch keiner der Beteiligten gegenüber dem Sta-
tus quo schlechter gestellt und mindestens einer besser gestellt wird. Nach 
dem utilitaristischen Kaldor-Kriterium sind dagegen alle Vorhaben norma-
tiv akzeptabel, bei denen der aggregierte Netto-Nutzen aller Beteiligten 
gegenüber dem Status quo erhöht wird (Scharpf 1992: 57). Grundsätzlich 
ermöglicht die Verlagerung von politischen Entscheidungen auf höhere 
Ebenen, auf denen gemäss dem Mehrheitsprinzip entschieden wird, Ent-
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262	 Joachim Blatter

scheidungen, die dem Kaldor-Kriterium entsprechen, während im Konsens 
getroffene Entscheidungen in horizontalen Verhandlungssystemen nur po-
litische Entscheidungen und Regulierungen erlauben, bei denen niemand 
schlechter gestellt wird (d.h. Pareto-optimale Lösungen). Das bedeutet, 
dass es im Rahmen des Horizontalföderalismus deutlich schwieriger ist, 
den funktionalen Erfordernissen nach überkantonalen Regulierungen ge-
recht zu werden, als durch eine Verlagerung auf die Bundesebene. Diese 
Regulierungsprobleme führen aus gesamtstaatlicher Sicht zu Verlusten an 
politischer Anpassungsfähigkeit und zu gesellschaftlichen Wohlfahrtsver-
lusten. 

Diese generelle Aussage gilt es allerdings in mehrfacher Hinsicht zu 
präzisieren. So können – zumindest theoretisch – Ausgleichszahlungen 
und Koppelgeschäfte den Spielraum für Einigungen in Verhandlungssyste-
men ausweiten. Insbesondere letzteres erfordert aber, dass die horizontalen 
Verhandlungssysteme durch nichtspezialisierte Institutionen geprägt sind. 
In der Schweiz sind interkantonale Finanztransfers zwar seit langem eta-
bliert, aber primär als Instrumente für den Ausgleich von Zentrumslasten 
und nicht als Kompensation für die redistributive Wirkung von interkan-
tonalen Regulierungen. Mit der Einrichtung der Konferenz der Kantons-
regierungen im Jahr 1993 gibt es nun zwar ein generalistisches Gremium, 
mit dem Koppelgeschäfte prinzipiell erleichtert werden könnten. Insge-
samt ist der schweizerische Horizontalföderalismus aber stark durch po-
litikfeldspezifische Kooperationsformen gekennzeichnet (Bolleyer 2006), 
so dass es nur wenig Spielraum für Koppelgeschäfte gibt. 

Noch wichtiger für die wohlfahrtstheoretische Beurteilung des Hori-
zontalföderalismus ist die Frage, ob es sich dabei um ein System freiwil-
liger Verhandlungen oder um ein Zwangsverhandlungssystem handelt. 
Während im ersteren Fall die Beteiligten im Falle eines Scheiterns der Ver-
handlungen autonom diejenigen Projekte und Regulierungen beschliessen 
können, die ihnen aus individueller Sicht sinnvoll erscheinen, ist ihnen 
dies bei einem Zwangsverhandlungssystem verwehrt. Sobald diese Pro-
jekte und Regulierungen Auswirkungen auf die anderen Beteiligten haben, 
muss deren Zustimmung eingeholt werden. Während bei Zwangsverhand-
lungssystemen insbesondere bei einer Vielzahl von Beteiligten die Gefahr 
einer vollständigen Blockade besteht, ist das gravierendste Problem der 
freiwilligen Verhandlungen die Tatsache, dass auch Projekte und Regu-
lierungen verwirklicht werden können, die gesamtgesellschaftlich höhere 
Kosten als Nutzen besitzen (d.h. das Kaldor-Kriterium nicht erfüllen). 
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Der schweizerische Horizontalföderalismus entspricht einem freiwil-
ligen Verhandlungssystem. Die Kantone können in den Feldern, in denen 
kein Konsens hergestellt werden kann, autonome Entscheidungen treffen. 
Ausserdem sind sie nicht darauf angewiesen, dass immer alle Kantone ein-
bezogen werden müssen. Durch die Anwendung des Konzepts der “varia-
blen Geometrie” kann sowohl eine Teilharmonisierung erreicht, wie auch 
die Innovationsfähigkeit des Gesamtsystems erhalten bleiben. Überdies 
kommt für das Konkordanzsystem der Schweiz dazu, dass hier die Dyna-
mik des Parteienwettbewerbs die intergouvernementalen Verhandlungen 
nicht so stark beeinträchtigen (Bolleyer 2006). Insgesamt bedeutet das, 
dass eine “Politikverflechtungsfalle”, wie sie von Scharpf für die Bundes-
republik Deutschland und z.T. für die Europäische Union diagnostiziert 
wurde, hier nicht zu befürchten ist. Aus wohlfahrtstheoretischer Perspekti-
ve ist das Hauptproblem des schweizerischen Horizontalföderalismus die 
Tatsache, dass damit die negativen externen Effekte, die durch autonomes 
Handeln der Kantone entstehen, nur sehr beschränkt eingedämmt werden 
können. Dies könnte durch eine Verlagerung von Kompetenzen auf die 
Bundesebene deutlich besser gelöst werden. Soweit die Kantone den Ho-
rizontalföderalismus aus institutionellem Eigeninteresse ausbauen (so die 
Interpretation von Bolleyer 2006), um einer solchen Verlagerung zuvor-
zukommen, ist in dieser Hinsicht doch ein Element der “Politikverflech-
tungsfalle” zu erkennen.

Aus sozialdemokratischer Sicht ist ein freiwilliges intergouvernemen-
tales Verhandlungssystem für die Legitimität einer Demokratie proble-
matisch, weil damit die “negative Integration” durch marktöffnende und 
deregulierende Massnahmen vorangetrieben werden kann; eine “positive 
Integration” durch marktkorrigierende und harmonisierende Massnahmen 
ist dagegen sehr viel schwieriger (Scharpf 1999). Dies ist deswegen der 
Fall, weil die politischen Exekutiven ihre intergouvernementalen Verflech-
tungen dazu benutzen können, um sich aus der “Gefangenschaft” spezi-
fischer, protektionistischer Interessengruppen innerhalb ihrer politischen 
Einheiten zu befreien, und weil man davon ausgeht, dass durch den damit 
verbundenen verbesserten Handel und Wettbewerb alle beteiligten Ein-
heiten profitieren (d.h. das Pareto-Kriterium erfüllt ist). Keohane, Macedo 
und Moravcsik (2009: 9–16) zeigen die zentrale Bedeutung dieses Me-
chanismus für die Durchsetzung des Freihandelns innerhalb der USA und 
auf internationaler Ebene. Während diese marktöffnende Wirkung des Ho-
rizontalföderalimsus aus liberaler Perspektive auch für die Schweiz sehr 
willkommen ist, reicht dies aus sozialdemokratischer Perspektive nicht 
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264	 Joachim Blatter

aus, weil mit der damit verbundenen Deregulierung die Interessen des mo-
bileren Kapitals gegenüber den Interessen der weniger mobilen Arbeitneh-
mer systematisch bevorzugt werden, vor allem durch die Verlagerung der 
Steuerlasten von den mobilen zu den immobilen Produktionsfaktoren. Eine 
Reregulierung auf überkantonaler Ebene, durch die diese Asymmetrie wie-
der reduziert werden könnte, ist im Rahmen des Horizontalföderalismus 
aber wenig wahrscheinlich, weil jeder Kanton eine Veto-Position besitzt. 
Auf internationaler Ebene wird inzwischen immer deutlicher, dass sich die 
bereits in den 1990er Jahren geäusserten Befürchtungen, dass die durch 
intergouvernementale Verträge beschlossenen Liberalisierungen in Bezug 
auf die Besteuerung mobiler Produktionsfaktoren doch zu einem “race to 
the bottom” führen und die Fähigkeit der Staaten, Steuern zu erheben und 
die Wettbewerbsverlierer zu kompensieren, unterminiert (dies war um den 
Jahrtausendwechsel umstritten – vgl. dazu die Analyse von Busemeyer 
2009 mit neuesten Zahlen).

Insgesamt bleiben die bisher diskutierten Input- und Output-Perspek-
tiven einem instrumentellen Demokratieverständnis verhaftet, in dem die 
Regierung bzw. das politisch-administrative System als Instrument der 
Gesellschaft zur Umsetzung – je nach konkreter ideologischer Position 
verschiedener – gesellschaftlicher Anforderungen betrachtet wird. Damit 
wird die konstitutive Dimension von Politik und Demokratie für die Ge-
sellschaft zu wenig beachtet. Denn demokratische Institutionen und Pro-
zesse dienen auch dazu, politische Gemeinschaften zu verkörpern bzw. zu 
(re-)produzieren. Die Theorie der reflexiven Demokratie geht davon aus, 
dass diese Dimension demokratischer Selbstbestimmung gegenwärtig an 
Bedeutung gewinnt, weil durch die Mobilität von Menschen und Produk-
tionsfaktoren und durch ein immer stärker entwickeltes politisches Mehre-
benensystem sowohl die Eindeutigkeit des demos (d.h. die Abgrenzung 
des Volkes bzw. der politischen Gemeinschaft) wie auch des Lokus po-
litischer Entscheidung und Steuerung in Frage gestellt wird. Im Rahmen 
dieser konstitutiven Dimension demokratischer Selbstbestimmung geht es 
nicht mehr nur um Fragen der Gestaltung legitimer Entscheidungsprozesse 
im Sinne des policy-making, sondern immer auch um die (Re-)Konstituti-
on von politischen Gemeinschaften und Governance-Institutionen, d.h. um 
polity-making. Demokratische Legitimation ist damit nicht mehr nur eine 
Frage der institutionellen Ausgestaltung von Input- und Output-Prozessen, 
sondern es geht um demokratisch legitime Entscheidungsformen für Fra-
gen von “in” und “out” (Blatter 2007b, 2009a und 2009b).
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In-/Out-Legitimation I: Die traditionell-kommunitaristische Position

Aus einer kommunitaristischen Perspektive ist ein politisches System auf 
eine stark integrierte Gemeinschaft mit einer gemeinsamen Kultur ange-
wiesen. Politische Institutionen repräsentieren diese gewachsene Gemein-
schaft und deren Werte. Sie sollen gleichzeitig zu ihrer Reproduktion 
beitragen, da die Vitalität politischer Systeme von der Existenz starker 
kollektiver Identitäten abhängt (Reese-Schäfer 1994). Während konser-
vative Kommunitaristen von einer einzigen und einheitlichen politischen 
Gemeinschaft ausgehen und sich aus ihrer Argumentation eine Präferenz 
für kleinräumige und homogene Gemeinschaften ableiten lässt, lassen sich 
liberal-kommunitaristische Positionen durchaus mit einem Mehrebenensy-
stem verbinden. Als Massstab für die Legitimität eines politischen Systems 
lässt sich dann die Übereinstimmung zwischen der Stärke von kollektiven 
Identitäten und dem Ausmass von politischen Kompetenzen einer poli-
tischen Einheit/Ebene ableiten. 

Aus einer solchen Perspektive kann man das Phänomen des Horizontal-
föderalismus als Ausdruck der nach wie vor dominanten oder in jüngster 
Zeit sogar wieder erstarkten kantonalen Identitäten betrachten. Im Ver-
gleich zu anderen föderalen Systemen (z.B. Deutschland oder die USA) 
blieb auch zu den Hochzeiten der nationalstaatlichen Ordnung das poli-
tisch-administrative System der Schweiz durch regional-kantonale Identi-
täten stark geprägt – was sich insbesondere im Parteiensystem bemerkbar 
macht, wo die kantonalen Sektionen gegenüber der nationalen Parteiebene 
ein sehr starkes Gewicht und sehr viel ideologische Eigenständigkeit be-
sitzen.

Wenn man davon ausgeht, dass im Zuge der sozio-ökonomischen und 
kulturellen Globalisierung und der damit verbundenen Dynamiken regio-
nale Identitäten deswegen im Vergleich zu nationalen Identitäten wieder an 
Gewicht gewinnen, weil sie Individuen und politischen Akteuren gleich-
zeitig eine stabile Verankerung in einer homogeneren Kultur und eine 
bessere Möglichkeit zur spezifischen Profilierung bieten, dann entspricht 
die Abkehr von Kompetenzverlagerungen auf die nationale Ebene den Er-
fordernissen demokratischer Legitimation aus einer kommunitaristischen 
In-/Out-Perspektive. Der Horizontalföderalismus ist als adäquate und le-
gitime Governance-Form zu betrachten, welche die widersprüchlichen 
Anforderungen der grossräumigen funktionalen Verflechtungen und der 
kleinräumigen Identitäten am besten austarieren kann. Denn das freiwil-
lige Verhandlungssystem des Horizontalföderalismus gibt den kantonalen 
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266	 Joachim Blatter

Parlamenten bzw. den kantonalen Bevölkerungen eine Veto-Option für die 
Fälle, in denen sich die Ergebnisse der interkantonalen Verhandlungen zwi-
schen den Exekutiven so weit von dominierenden Werten einzelner Kan-
tone entfernt haben, dass die Mehrheit der Bevölkerung bzw. ihrer Vertre-
ter bereit sind, die Kosten der Nichtharmonisierung auf sich zu nehmen. 

In-/Out-Legitimation II: Die konstitutiv-republikanische Position

Im Gegensatz zum Kommunitarismus geht die republikanische Tradition 
der Demokratietheorie nicht davon aus, dass eine politische Gemeinschaft 
auf einer gemeinsamen, stabilen und politischen Prozessen weitgehend 
vorgelagerten sozio-kulturellen Grundlage fusst, sondern sie betont die 
Konstitutionalisierung von politischen Gemeinschaften durch politische 
Prozesse und Institutionen. Damit wird davon ausgegangen, dass politische 
Institutionen und Governance-Formen nicht nur kollektive Identitäten ab-
bilden (sollen), sondern diese auch reproduzieren oder aber modifizieren 
und transformieren (sollen). Dem entspricht auch das Bild des Bürgers als 
“zoon politikon”, das sich durch gesellschaftliches Engagement in poli-
tischen Prozessen verwirklicht und gegenüber ungerechtfertigter Domi-
nanz schützt (Pettit 1997; Bohman 2007: 24–28). Die Differenz zwischen 
einem kommunitaristischen und republikanischen Demokratieverständnis 
tritt noch deutlicher hervor, wenn wir davon ausgehen, dass die gegen-
wärtige Gesellschaft stark durch funktionale Differenzierung und durch 
die Existenz von gesellschaftlichen Subsystemen geprägt ist. Aus dieser 
Perspektive liegt gegenwärtig die wichtigste Herausforderung für die De-
mokratie darin, sicherzustellen, dass politische Entscheidungen nicht voll-
kommen den Imperativen einer globalisierten Ökonomie unterworfen wer-
den. Zentrale Voraussetzung dafür ist, dass politische Gemeinschaften die 
Interdependenz ihrer Entscheidungen wahrnehmen, sich koordinieren und 
ihre parochialen und exklusiven Identitäten und Interessensdefinitionen 
überwinden (Bohman 2007). 

Aus der Perspektive einer normativen Demokratietheorie steht dabei 
“die Einbeziehung des Anderen” (Habermas 1996) bzw. die Berücksichti-
gung “der Rechte der Anderen” (Benhabib 2004) im Vordergrund. Damit 
werden die introvertierten Konzepte demokratischer Selbstbestimmung 
überwunden, in denen politische Mitbestimmungsrechte den formalen 
Mitgliedern einer politischen Einheit, d.h. den Staatsbürgern, vorbehalten 
sind, und in denen die Qualität einer Demokratie an der Berücksichtigung 
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der Interessen der jeweiligen Staatsbürger und dem Grad ihrer Mitbestim-
mung gemessen wird. In einer interdependenten Welt wird immer deut-
licher, dass Entscheidungen einer politischen Gemeinschaft starke Auswir-
kungen auf Menschen jenseits dieser Gemeinschaft besitzen. Normative 
Legitimität können nur solche politische Systeme für sich reklamieren, die 
die Interessen und Grundrechte dieser “betroffenen Anderen” berücksich-
tigen. 

Die Schweiz steht in dieser Hinsicht vor besonderen Herausforde-
rungen, da sie sowohl bei der politischen Inklusion der Nichtbürger inner-
halb der Schweiz� wie auch bei der Berücksichtigung der Interessen der 
von ihrer Politik Betroffenen ausserhalb der Schweiz gravierende Defizite 
aufweist. Letzteres wird durch die zögerliche bzw. verweigerte Mitglied-
schaft in internationalen Organisationen (UNO, EU) verstärkt, es zeigt sich 
vor allem aber im Bereich der Steuerpolitik. Mit ihrem Bankgeheimnis 
gilt die Schweiz als Paradebeispiel dafür, wie durch unsolidarisches Ver-
halten einer politischen Gemeinschaft die Souveränität anderer politischer 
Gemeinschaften gegenüber ihren finanzstarken Mitgliedern und ökono-
mischen Akteuren unterminiert wird. Eine Reduzierung dieser Defizite, die 
man aus einer konstitutiv-republikanischen Sicht klar als Demokratiedefi-
zite bezeichnen muss, erscheint allerdings äussert schwierig, weil damit 
etablierte und in der Schweiz besonders stark verankerte Verständnisse von 
Demokratie, Souveränität und kollektiver Identität überwunden werden 
müssten. Die öffentlichen Diskussionen und Lernprozesse, die man sich 
vom fortschreitenden Horizontalföderalismus in der Schweiz erwarten 
kann, könnten allerdings einen Beitrag dazu leisten, die stark exklusiven 

�	 Das gegenwärtig wohl massivste Demokratiedefizit der Schweiz besteht in dem starken 
Auseinanderfallen von Herrschaftsunterworfenen und Herrschenden (im Sinne von Mit-
bestimmung und Kontrolle) innerhalb der Schweiz. Dies ist eine Konsequenz der in der 
Schweiz besonders ausgeprägten Diskrepanz zwischen offener Immigrations- und restrik-
tiver Einbürgerungspolitik. Deutlich über 20% der erwachsenen Einwohner besitzen keine 
politischen Mitbestimmungsrechte, da sie kein Bürgerrecht besitzen und das Ausländer-
wahlrecht nur in wenigen Kantonen und Kommunen eingeführt wurde. Michael Walzer 
(1992: 107) bezeichnet “die Herrschaft von Staatsbürgern über Nicht-Staatsbürger, von 
Mitgliedern einer Gemeinschaft über in ihr lebende Fremde” als “die gebräuchlichste Form 
von Despotismus in der menschlichen Geschichte”. Im Gegensatz zu der in diesem Text 
zentralen Diskussion über die Einbeziehung der Interessen von Betroffenen jenseits der 
Staatsgrenzen ist die Einbeziehung derjenigen, die sich auf dem Territorium eines poli-
tischen Gemeinwesens befinden, auch aus liberal-konstitutioneller Perspektive zwingend, 
da diese nicht nur von politischen Entscheidungen “betroffen” sind, sondern politische 
Entscheidungen “befolgen” und Beiträge für das Gemeinwesen leisten müssen (Bauböck 
2003). 
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268	 Joachim Blatter

Verständnisse von Demokratie und kollektiver Identität aufzulösen, so dass 
es der schweizerischen Politik insgesamt ermöglicht würde, die Interessen 
und Rechte anderer politischer Gemeinschaften stärker zu berücksichtigen. 
Bevor ein entsprechender Lernprozess im Rahmen des Horizontalfödera-
lismus dargelegt wird, müssen allerdings die Alternativen kurz skizziert 
werden, die sich in der normativen Demokratietheorie als Reaktion auf 
die verstärkten transnationalen und globalen Interdependenzen entwickelt 
haben. 

Grundsätzlich lassen sich zwei normative Konzepte unterscheiden, 
welche sich mit den Begriffen der kosmopolitischen Demokratie einerseits 
und der transnationalen Demokratie anderseits verbinden lassen (Held 
1995; Archibugi, Held und Koehler 1998; Benhabib 2006; Dryzek 2006). 
Zentraler Aspekt all dieser Theorien ist die Wahrnehmung, dass Konzepte, 
die von einer Singularität und Exklusivität politischer Einheiten und Iden-
titäten ausgehen, in einer interdependenten Welt nicht mehr angemessen 
sind und politische Systeme nur Legitimität für sich reklamieren können, 
wenn eine gegenseitige Rücksichtnahme der verschiedenen politischen 
Einheiten institutionalisiert wird. Vertreter einer kosmopolitischen Demo-
kratie konzipieren ein entsprechendes System in Anlehnung an föderali-
stische Traditionen als vertikal differenziertes Mehrebenensystem, bei dem 
“demokratische Iterationen” zwischen partikularen und universellen Wer-
ten und Identitäten vermitteln (Benhabib 2004), bzw. in dem das Handeln 
in dezentralen (lokalen und nationalen) Einheiten in eine globale Rechts-
ordnung eingebettet wird (Held 1995). Dabei werden ähnliche Prinzipien 
postuliert, wie sie Fritz Scharpf bereits 1994 für die Europäische Union 
formuliert hat (Scharpf 1994): Die Regeln auf universeller Ebene sind “au-
tonomieschonend” und diejenigen auf partikularer Ebene “gemeinschafts-
verträglich” auszugestalten. 

Mit dem Begriff der transnationalen Demokratie wird dagegen eher ein 
System der horizontalen Abstimmung zwischen dominierenden und mar-
ginalisierten politischen Einheiten verbunden, und es geht primär um die 
Berücksichtigung von marginalisierten Interessen und Identitäten durch 
die dominierende Einheit. Diese politischen Einheiten werden zwar als un-
terschiedlich konzipiert, sie werden aber nicht auf verschiedenen Ebenen 
angesiedelt. Demokratietheoretische Vorstellungen, die sich mit dem Ver-
hältnis von entwickelten Ländern und Entwicklungsländern beschäftigen, 
knüpfen an Modelle der konsoziativen und der multikulturellen Demokra-
tie an und verbleiben damit weitgehend, genauso wie die Vertreter kos-
mopolitischer Demokratie, einem territorialen Verständnis von politischen 
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Gemeinschaften verbunden. Anders dagegen diejenigen, die eine transna-
tionale Demokratie mit den Konzepten der deliberativen bzw. diskursiven 
Demokratietheorie verbinden. Als Kriterium für eine transnationale De-
mokratie gilt hier, dass hegemonialen Diskursen, wie z.B. demjenigen der 
neoliberalen Deregulierung und Entstaatlichung, alternative Vorstellungen 
entgegengesetzt werden können, um dadurch diese Hegemonie zu brechen 
und Wahlmöglichkeiten zu eröffnen. Für Diskurstheoretiker wie Dryzek 
(2006) sind die Organisationen einer transnationalen Zivilgesellschaft die 
primären Träger dieser alternativen Diskurse. Bei einer realistischeren Be-
trachtung von Diskursen (vgl. oben) und der institutionellen Macht in der 
inter- und transnationalen Sphäre erscheinen die inter- und transgouverne-
mentalen Netzwerke, welche im Zentrum der sogenannten Regime-Theo-
rie stehen, mindestens ebenso bedeutend. In praktisch allen Politikfeldern 
gibt es inzwischen internationale Verhandlungssysteme, in denen versucht 
wird, jeweils politikfeldspezifische Zielsetzungen durch internationale 
Koordination und Regulierung voranzubringen (Hasenclever, Mayer und 
Rittberger 1996). Die zunehmende Dichte internationaler Regime führt 
dazu, dass nicht mehr nur die externen Effekte nationalen Handelns und 
die Interdependenzen zwischen den einzelnen Ländern thematisiert wer-
den. Deutlich werden auch die externen Effekte eng fokussierter Regime 
auf andere politische Zielsetzungen und die Interdependenzen zwischen 
den einzelnen politikfeldspezifischen bzw. funktionalen Regimen (vgl. 
z.B. Biermann et al. 2009). Dadurch geraten die bisher auf ökonomische 
Zielsetzungen ausgerichteten und primär auf “negative Integration” durch 
Deregulierung und Marktöffnung setzenden Regime unter Druck, andere 
Zielsetzungen stärker zu berücksichtigen. Insgesamt lässt sich festhalten, 
dass die “Einbeziehung des Anderen” in Konzepten der transnationalen 
Demokratie nicht mehr von einer Mehrzahl von geschichteten, aber jeweils 
territorial definierten Gemeinschaften ausgeht, sondern die Interpenetrati-
on der Territorialstaaten durch funktionale Advokaten-Koalitionen betont, 
in denen wiederum transgouvernementale Netzwerke eine zentrale Rolle 
spielen.� Aus republikanisch-normativer Sicht geht es darum, die Domi-

�	 Konzepte transnationaler Demokratie können auch auf der Tatsache aufbauen, dass sich 
politische Gemeinschaften durch Migration “interpenetrieren”. Für eine normative Demo-
kratietheorie lassen sich daraus Forderungen nach schneller Einbürgerung von Immigranten 
und Anerkennung von doppelter Staatsbürgerschaft insbesondere in den Staaten ableiten, 
die im globalen ökonomischen System eine zentrale Rolle einnehmen und dadurch Einfluss 
auf Länder in der Peripherie ausüben (vgl. Blatter 2008). 
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270	 Joachim Blatter

nanz ökonomisch ausgerichteter Diskurse, Koalitionen und Regulierungen 
zu verhindern.

Was hat das nun mit dem schweizerischen Horizontalföderalismus zu 
tun? Wie bereits in anderen Abschnitten erwähnt, ist im schweizerischen 
Föderalismus die vertikale Politikverflechtung vergleichsweise gering 
ausgeprägt und die Neigung, sich in übergeordnete Strukturen einbinden 
zu lassen, ebenfalls. Es erscheint deswegen unwahrscheinlich, dass die 
normativ geforderte Einbeziehung des Anderen im Sinne der skizzierten 
kosmopolitischen Demokratie verläuft. Der sich immer mehr ausbreitende 
Horizontalföderalismus ähnelt dagegen strukturell der dargestellten trans-
nationalen Vernetzung und könnte deswegen als Übungsfeld für die Einbe-
ziehung des Anderen fungieren und damit dazu beitragen, die exklusiven 
Identitäten und die daraus resultierende Ignoranz gegenüber den Interessen 
der Anderen zu reduzieren. Bereits heute werden die Spannungen deutlich, 
die daraus resultieren, dass ein kooperatives Verhältnis der Kantone zuei-
nander, welches dem Konzept des Horizontalföderalismus entspricht, in 
zentralen Politikbereichen wie der Steuerpolitik noch keineswegs veran-
kert ist. Dort dominiert nach wie vor das Prinzip des Standortwettbewerbs, 
welches ein Konkurrenzverhältnis zwischen den Kantonen induziert und 
die Souveränität republikanischer Gemeinschaften gegenüber mobilen 
Akteuren unterminiert. Dies entspricht strukturell genau der Situation auf 
internationaler Ebene. Dort arbeitet die Schweiz in vielen Feldern mit an-
deren Ländern kooperativ zusammen. Eine zentrale Ausnahme stellt der 
Bereich der Steuerpolitik dar, in der die Schweiz auf ihrer formalen Sou-
veränität beharrt und die negativen externen Effekte ihrer Steuerpolitik für 
andere politische Gemeinschaften ignoriert. Die zentrale Differenz zwi-
schen der internationalen und der binnenstaatlichen Situation liegt in der 
unterschiedlichen Diskursstruktur. Die für politische Diskurse zentralen 
Akteure, Parteien und Medien, sind in der Schweiz kantonal und national, 
aber nicht international verankert. Eine Infragestellung der egoistischen 
Steuerpolitik auf internationaler Ebene wird deswegen stets durch die na-
tionale Brille der Medien gebrochen und innerhalb der Schweiz delegiti-
miert oder ignoriert. Letzteres zeigt sich z.B. in der geringen Aufmerk-
samkeit, die die Berechnungen der schweizerischen Hilfsorganisationen 
erhalten haben, als diese aufzeigten, dass das schweizerische Bankgeheim-
nis den Entwicklungsländern deutlich höhere Steuerausfälle verursacht als 
die Schweiz diesen Ländern an Entwicklungshilfe leistet (Tages-Anzeiger 
17.06.2009: 21). Dagegen werden die egoistischen Steuerpraktiken ein-
zelner Kantone von national ausgerichteten Medien wie dem Tages-An-
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zeiger besonders gern und kritisch aufgegriffen (vgl. z.B. Tages-Anzeiger 
06.07.2009: 3). Dabei werden auch die Inkonsistenzen und Unverträglich-
keiten thematisiert, die in einem Horizontalföderalismus entstehen, wo wi-
dersprüchliche Prinzipien in einzelnen Politikfeldern dominieren. So z.B. 
wenn der Kanton Thurgau die zusätzlichen Finanzen, die ihm durch die 
Neugestaltung des Finanz- und Lastenausgleichs zufliessen, dazu benützt, 
die Steuern zu senken, um Steuerzahler aus den Kantonen anzulocken, aus 
denen diese Mittel stammen (Tages-Anzeiger 23.06.2009: 15). Insgesamt 
erscheint es nicht ausgeschlossen, dass die Berücksichtigung der Interessen 
der Anderen im Rahmen des schweizerischen Horizontalföderalismus über 
einen diskursiven Lernprozess erfolgt und so die parochialen und exklusi-
ven Identitäten und Interessendefinitionen aufgebrochen werden können.� 

Zusammenfassung und Schlussbetrachtung

Zusammenfassend lässt sich feststellen: Aus einer liberalen Input-Perspek-
tive überwiegen die Vorteile des Horizontalföderalismus gegenüber einer 
autonomen Politikgestaltung der Kantone, wenn man davon ausgeht, dass 
die Bürger primär aus beruflichen Gründen und nicht aus Gründen des 
Angebots öffentlicher Leistungen zwischen verschiedenen Kantonen um-
ziehen. Da die kantonalen Exekutiven genauso direkt vom Volk gewählt 
werden wie die kantonalen Parlamentarier, wird dieser Freiheitsgewinn 
kaum durch einen Kontrollverlust geschmälert. Die Verletzung der forma-
len Gleichgewichtigkeit der Bürger im Horizontalföderalismus entspricht 
der Tradition im schweizerischen Föderalismus. Aus einer konsoziativ-de-
liberativen Perspektive stellt der Horizontalföderalismus ein Korrektiv zu 
jüngeren Entwicklungen im System der schweizerischen Politik dar. Er 
erhöht zum einen die diskursive Qualität, die durch Medialisierung und 
charismatische Führungspersönlichkeiten gelitten hat. Zum anderen trägt 
er durch die systematische Bevorzugung von Mitte-Positionen zur Stabi-
lisierung der konsensorientierten politischen Kultur bei, die durch das Er-
starken von Flügelparteien gefährdet wird.

�	 Auf internationaler Ebene geschieht dies stattdessen durch den Druck des U.S.-ameri-
kanischen Hegemons. Dies mag vielleicht dazu führen, dass einige besonders ignorante 
Praktiken im Zusammenhang mit dem Bankgeheimnis aufgegeben werden. Die exklusive 
Ausrichtung der schweizerischen Identitäts- und Demokratievorstellungen wird damit aber 
gewiss nicht überwunden, sondern eher verstärkt.
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272	 Joachim Blatter

Beurteilt man den Horizontalföderalismus aus einer Output-Perspekti-
ve, dann ist aus einer liberalen Position das zentrale Problem die Gewichts-
verlagerung von der Legislative zur Exekutive innerhalb der Kantone. ����Die-
se ��������������������������������������������������������     Machtverschiebung könnte das institutionelle System der checks and 
balances aus dem Gleichgewicht bringen, mit dem aus liberaler Perspekti-
ve die Freiheit von Individuen und Minoritäten gegenüber dem Durchgriff 
von Kollektiven bzw. Mehrheiten gesichert wird. Allerdings liefert der 
konsensorientierte Horizontalföderalismus eine alternative Variante von 
checks and balances, welche die potentiell freiheitsgefährdende Macht 
einzelner kantonaler Exekutiven ebenfalls beschränkt. Aus einer sozialde-
mokratischen Position betrachtet, liegt das Hauptproblem darin, dass die 
freiwilligen Verhandlungssysteme des schweizerischen Horizontalfödera-
lismus die negativen externen Effekte, die durch autonomes Handeln der 
Kantone entstehen, nur sehr beschränkt eindämmen können.

Für Kommunitaristen stellt der Horizontalföderalismus ein System 
dar, das die widersprüchlichen Anforderungen grossräumiger funktionaler 
Verflechtungen und kleinräumiger Identitäten am besten austarieren kann. 
Aus einer republikanischen Position lässt sich dagegen die Hoffnung ab-
leiten, dass der Horizontalföderalismus ein Übungsfeld für die “Einbezie-
hung der Anderen” darstellt und damit zu einer Überwindung der stark 
introvertierten Vorstellungen von demokratischer Selbstbestimmung in der 
Schweiz beiträgt.

Die differenzierte normativ-theoretische Analyse des zunehmenden 
Horizontalföderalismus innerhalb des schweizerischen politischen Sy-
stems zeigt zum einen die Bedrohungen auf, die damit der Demokratie er-
wachsen (z.B. die Stärkung der Exekutiven). Sie lässt ausserdem deutlich 
werden, in welcher Hinsicht der Horizontalföderalismus nur die “second-
best option” darstellt (bei der Bekämpfung der negativen externen Effekte 
kantonaler Entscheidungen). Vor allem werden aber auch die Chancen 
deutlich, welche der Horizontalföderalismus für die Weiterentwicklung 
der schweizerischen Demokratie bietet (die Überwindung einer introver-
tiert-ignoranten Vorstellung demokratischer Selbstbestimmung). 

Eine umfassende Betrachtung des Horizontalföderalismus lässt auch 
deutlich werden, dass damit kaum eine revolutionäre Veränderung der 
schweizerischen Politik verbunden ist. Im Gegenteil; wie gezeigt, kann 
der Horizontalföderalismus dazu beitragen, Abweichungen von etablierten 
Mustern demokratischer Selbstbestimmung, wie sie durch die Medialisie-
rung und Personalisierung der Politik hervorgerufen wurden, auszuglei-
chen. Dort, wo der Horizontalföderalismus gegen bestimmte Werte der 
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Demokratietheorie verstösst (wie z.B. bei der ungleichen Gewichtung 
individueller Präferenzen), entspricht dies der schweizerischen Traditi-
on. Nur aus der konstitutiv-republikanischen Perspektive kann man den 
Horizontalföderalismus als ein Instrument betrachten, das dazu beitragen 
könnte, traditionell verankerte Gemeinschafts- und Demokratieverständ-
nisse dahingehend zu verändern, dass sie den normativen Anforderungen 
einer interdependenten Welt entsprechen. Aber auch in dieser Perspektive 
repräsentiert der Horizontalföderalismus denjenigen institutionellen Pfad 
zur “Einbeziehung der Anderen”, der den etablierten Strukturen und Kul-
turen demokratischer Selbstbestimmung in der Schweiz am meisten ent-
spricht.
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Fédéralisme horizontal et démocratie en Suisse

Cet article vise à analyser les risques et opportunités que le fédéralisme horizontal, 
d’importance croissante en Suisse, apporte à la démocratie. Notre évaluation repose 
sur la théorie complexe de la démocratie de Fritz Scharpf, complétée par une approche 
réflexive. Le fédéralisme horizontal pose surtout problème du point de vue de la théorie 
démocratique libérale et output-centrée, dans la mesure où il renforce davantage le 
pouvoir de l’exécutif cantonal, déjà dominant, par rapport au pouvoir législatif. En 
revanche, étant donnée sa ressemblance avec les processus de décision internationaux, 
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le fédéralisme horizontal peut donner l’occasion à la Suisse de dépasser sa conception 
traditionnelle de la démocratie, mettant en avant l’auto-détermination des petites 
collectivités autonomes, en faveur d’une conception nouvelle qui tienne compte de 
l’interdépendance et de la mobilité croissantes et reconnaisse le besoin d’ « inclure 
l’autre (externe) » dans un système démocratique légitime.

Horizontalföderalismus and Swiss Democracy

Is the growth of inter- und transgovernmental policymaking among cantons a threat 
or an opportunity for Swiss democracy? The essay provides a differentiated answer to 
this question on the basis of an extended version of Fritz Scharpf’s complex theory of 
democracy. The phenomenon called Horizontalföderalismus has to be seen as a threat 
to democracy from a liberal position within an output-oriented perspective because 
the already dominant executive branch is strengthened in comparison to the legisla-
tive branch. Nevertheless, the essay emphasizes the fact that Horizontalföderalismus 
creates also an opportunity to overcome the traditional and limited understanding of 
democracy in Switzerland. Democracy is conceptualized, institutionalized and ide-
alized in Switzerland as the self-determination of small autonomous collectives. In 
a world which is increasingly characterized by cross-border interdependencies and 
mobility, such an understanding of democracy is normatively not acceptable anymore. 
The debate on Horizontalföderalismus might be helpful to perceive horizontal inter-
governmental cooperation not only as a means for effective policy making but also for 
the “inclusion of the (external) other” which is becoming a primer criteria for judging 
the legitimacy of democratic systems.
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und ist seit 2008 Professor für Politikwissenschaft mit Schwerpunkt Politische Theorie am 
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